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Am 21.05.2015 hat der EuGH sein lang erwarte-
tes Urteil zur internationalen Zuständigkeit der
EU-Zivilgerichte in Kartellschadensersatzfällen ver-
kündet.1 Er hatte darüber zu entscheiden, ob
 Kartellschadensersatzkläger auf Grundlage der
EuGVVO gegen mehrere Kartellanten, die ihren
Sitz in unterschiedlichen Mitgliedstaaten haben,
gebündelt vor nur einem Gericht klagen können.

Der EuGH hat insoweit eine klägerfreundliche
Sicht eingenommen und die Möglichkeit einer ge-
bündelten Klage am Sitz eines Ankerbeklagten
(Art. 6 Nr. 1 EuGVVO a.F.2) sowie am Sitz des Ge-
schädigten (Art. 5 Nr. 3 EuGVVO a.F.) bejaht.
Damit müssen Kläger nicht jedes Kartellmitglied
an dessen Sitz gesondert verklagen. Daneben ent-
hält das Urteil wichtige Hinweise zur Auswirkung
von Gerichtsstandsklauseln auf Kartellschadenser-
satzansprüche (Art. 23 EuGVVO a.F.). 

(1) Sachverhalt 
Das Verfahren wurde dem EuGH vom Landgericht
Dortmund vorgelegt, das seit März 2009 mit einer
Schadensersatzklage gegen Mitglieder des Was-
serstoffperoxid-Kartells befasst ist.3

Mit Entscheidung vom 03.05.2006 stellte die
Kommission fest, dass zwischen 1994 und 2000
neun Unternehmen auf dem EU-Markt für
Wasserstoffperoxid und Natriumperbo-
rat Kartellabsprachen getroffen hatten, und
 ahndete dies mit einer Geldbusse von insgesamt
EUR 388 Mio.4 Ausweislich der Kommissionsent-
scheidung hatten die Kartellanten vertrauliche
Markt- und Unternehmensinformationen ausge-
tauscht, Märkte unter sich aufgeteilt und Preise
miteinander abgestimmt.5 

32 Unternehmen aus der zellstoff- und papierver-
arbeitenden Industrie behaupteten, von den kar-
tellrechtswidrigen Absprachen betroffen gewesen
zu sein, und traten ihre Ansprüche an das bel -
gische Klagevehikel CDC Cartel Damages
Claims Hydrogen Peroxide SA (CDC) ab. CDC
übernahm es gegen Einräumung einer Erfolgs -
beteiligung, diese Ansprüche gegen die Mit -
glieder des Wasserstoffperoxid-Kartells durch -
zusetzen. Eine solche Anspruchsbündelung ist in
Kartellschadensersatzfällen mittlerweile sehr ver-

breitet. So gibt es in den drei für Kartellschadens-
ersatzklagen besonders populären Jurisdiktionen
– Deutschland, Grossbritannien und den Nieder-
landen – etliche Zivilverfahren, die von solchen
Klagevehikeln betrieben werden.

CDC erhob gegen sechs der von der Kommission
sanktionierten Chemieunternehmen in Dortmund
eine Schadensersatzklage in Höhe von rund EUR
640 Mio. Nur eines dieser sechs Unternehmen hat
seinen Sitz in Deutschland (dort im Zuständig-
keitsbereich des Landgerichts Dortmund),6 wäh-
rend die übrigen Beklagten in anderen EU-Mit-
gliedstaaten ansässig sind. Nach Zustellung der
Klageschriften nahm CDC die Klage gegen die
einzige deutsche Beklagte zurück, weil sie mit die-
ser Beklagten einen Vergleich schliessen konnte.
Damit liegt dem Landgericht Dortmund nun eine
Schadensersatzklage zur Entscheidung vor, die
sich ausschliesslich gegen ausländische
Unternehmen richtet. Ferner beriefen sich die
Beklagten auf Gerichtsstandsvereinbarungen und
Schiedsklauseln, die in den Lieferverträgen mit
den geschädigten Chemieunternehmen enthal-
ten gewesen sein sollen. 

Vor diesem Hintergrund stellte sich die Frage, ob
das Landgericht Dortmund (noch) zuständig ist.
Die Klägerin CDC stützte die Zuständigkeit des
Gerichts auf den Gerichtsstand des Ankerbeklag-
ten nach Art. 8 Nr. 1 EuGVVO und auf den Ge-
richtsstand des deliktischen Erfolgsorts nach
Art. 7 Nr. 2  EuGVVO. Das Landgericht Dortmund
hat das Verfahren mit Beschluss vom 29.04.2013
gemäss Art. 267 Abs. 2 AEUV dem EuGH vor -
gelegt und vier Fragen gestellt, die nachfolgend in
gekürzter Fassung7 wiedergegeben werden: 

Können auf Grundlage des Art. 8 Nr. 1 EuGVVO
mehrere Mitglieder eines EU-weiten Kartells aus
unterschiedlichen Mitgliedstaaten gemeinsam vor
dem Gericht eines Mitgliedstaats, wo mindestens
eines der beklagten Kartellmitglieder seinen Sitz
hat (sogenannter Ankerbeklagter), auf Schadens-
ersatz verklagt werden?

Entfällt die Zuständigkeit nach Art. 8 Nr. 1 EuG
VVO, sobald die Klage gegen den einzigen Anker-
beklagten zurückgenommen wird? 

I. Kim Lars Mehrbrey / Sophia Jaeger, Düsseldorf*

EuGH-Entscheidung klärt internationale Zuständigkeit von
nationalen Zivilgerichten in Kartellschadensersatzfällen 
(Cartel Damage Claims (CDC) Hydrogen Peroxide SA � Akzo Nobel
NV u.a., EuGH (Vierte Kammer), Urteil vom 21.05.2015, C-352/13)
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Ist der Ort im Sinne des Art. 7 Nr. 2 EuGVVO, an
dem das schädigende Ereignis eingetreten ist oder
einzutreten droht, überall dort, wo die Kartellver-
einbarungen getroffen und umgesetzt wurden
oder vielmehr (nur) dort, wo ein konkreter Scha-
den des Klägers eingetreten ist?
Können Schieds- und Gerichtsstandsklauseln, die
zwischen Kläger und dem beklagten Kartell -
mitglied in Liefer- oder sonstigen Verträgen ver-
einbart wurden, eine von der EuGVVO ab -
weichende Zuständigkeit begründen? 

(2) Urteil 
Nachdem der Generalanwalt Niilo Jääskinen mit
seinen Schlussanträgen vom 11.12.2014 zu die-
sen Fragen Stellung genommen hatte, erliess die
4. Kammer des EuGH am 21.05.2015 ihr Urteil in
dieser Sache. Sie beantwortete die Vorlagefragen
wie folgt:

(a) Zum besonderen Gerichtsstand des Ankerbe-
klagten (Art. 8 Nr. 1 EuGVVO)8

Eine Zuständigkeitskonzentration nach Art. 8 
Nr. 1 EuGVVO am Sitz eines Ankerbeklagten setzt
insbesondere voraus, dass im Falle getrennter Ver-
fahren am Sitz jedes Beklagten – wie es dem
Grundsatz des Art. 4 Abs. 1 EuGVVO entspräche –
die Gefahr sich widersprechender Ent-
scheidungen bestünde.

Der EuGH präzisiert, dass eine solche Gefahr sich
widersprechender Entscheidungen nur dann be-
steht, wenn diesen getrennten Verfahren dieselbe
Sach- und Rechtslage zugrunde liegt.9 Dies sei – so
der EuGH – bei den vorliegenden Schadensersatz-
ansprüchen, die sich gegen mehrere Mitglieder
desselben Kartells richteten, der Fall. Dabei sei
 unerheblich, dass sich die einzelnen Beteiligten
des Kartells in unterschiedlichem Umfang und zu
unterschiedlichen Zeitpunkten an der Absprache
beteiligt hätten. Denn die Kommission habe in
ihrer Bussgeldentscheidung eine einheitliche und
fortgesetzte Zuwiderhandlung festgestellt.10

Dass die Schadensersatzansprüche unterschied -
lichen Rechtsordnungen unterlägen, stehe der
Gleichartigkeit der Sach- und Rechtslage ebenfalls
nicht entgegen. Es müsse zwar einschränkend ge-
prüft werden, ob es für die Beklagten vorherseh-
bar gewesen sei, am Sitz eines anderen Kartell -
mitglieds verklagt werden zu können.11 Habe die
Kommission aber einen einheitlichen und
fortgesetzten Verstoss festgestellt, sodass
die Tatbeiträge jeweils den anderen Mitgliedern
des Kartells zuzurechnen seien, liege diese Vorher-
sehbarkeit vor.12

Im Ergebnis kommt der EuGH also zu dem
Schluss, dass bei Schadensersatzansprüchen aus

einem einheitlichen und fortgesetzten Kartell -
verstoss der Gerichtsstand des Ankerbeklagten
nach Art. 8 Nr. 1 EUGVVO eröffnet ist. Danach
kann der Kläger also aus den Orten, an denen die
von ihm in Anspruch genommenen Kartellanten
ihren Sitz haben, einen Gerichtsstandort auswäh-
len. Das Kartellmitglied, welches an dem gewähl-
ten Gerichtsstandort seinen Sitz hat, dient dabei
als Ankerbeklagter. 

(b) Zum nachträglichen Wegfall des einzigen An-
kerbeklagten (Art. 8 Nr. 1 EuGVVO)13

Nachdem der EuGH im ersten Schritt festgestellt
hat, dass Art. 8 Nr. 1 EuGVVO für Schadensersatz-
ansprüche aus einem einheitlichen und fortge-
setzten Kartellverstoss Anwendung findet, hat er
sich im zweiten Schritt der Frage gewidmet, ob
diese Zuständigkeit wegfällt, wenn der einzige
Ankerbeklagte aus dem Verfahren ausscheidet. 

Grundsätzlich sei es unbeachtlich, wenn die Klage
gegen den einzigen Ankerbeklagten zurückge-
nommen werde. Werde allerdings dieses Kartell-
mitglied nur zu dem Zweck mitverklagt, um an
dessen Sitz einen Gerichtsstand zu begründen,
entfremde dies den Zweck des Art. 8 Nr. 1 
EuGVVO in unzulässiger Weise.14 Allein der Um-
stand, dass bereits vor Klageerhebung Vergleichs-
verhandlungen geführt worden seien, reiche zur
Annahme einer Zweckentfremdung nicht. Ein
solcher Missbrauch des Gerichtsstands sei aber
dann zu bejahen, wenn mit dem Ankerbeklagten
bereits vor Klageerhebung eine vergleichsweise
Einigung erzielt, deren förmlicher Abschluss aber
bewusst hinausgezögert worden sei, um den
Anker an dem gewünschten Gerichtsort nicht zu
verlieren.15

Das Gericht müsse erst dann prüfen, ob eine
 unzulässige Zweckentfremdung stattgefunden
habe, wenn dafür beweiskräftige Indizien vor -
lägen.16 Eine Prüfung von Amts wegen sei in -
soweit nicht erforderlich. Mithin dürfe das Gericht
grundsätzlich davon ausgehen, dass die Zustän-
digkeit nach Art. 8 Nr. 1 EuGVVO in zulässiger
Weise begründet wurde. 

Der Gerichtsstand nach Art. 8 Nr. 1 EuGVVO bleibt
also auch dann bestehen, wenn der einzige An-
kerbeklagte – etwa durch Klagerücknahme – aus
dem Verfahren ausscheidet. Etwas anderes gilt
nur bei rechtsmissbräuchlichem Verhalten des Klä-
gers, wofür dem Gericht aber beweiskräftige In -
dizien vorgebracht werden müssen. 

(c) Zum besonderen Gerichtsstand des schädigen-
den Ereignisses (Art. 7 Nr. 2 EuGVVO)17

Der EuGH hat sich weiterhin damit befasst, unter
welchen Voraussetzungen in Kartellschadens -
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ersatzfällen die besondere Zuständigkeit nach
Art. 7 Nr. 2 EuGVVO eröffnet ist. Nach dieser Vor-
schrift kann an demjenigen Ort Klage erhoben
werden, an dem das schädigende Ereignis einge-
treten ist oder einzutreten droht. Der Ort des schä-
digenden Ereignisses – so der EuGH in Anknüp-
fung an seine ständige Rechtsprechung18 – sei
sowohl der Ort, an dem sich der Schadenserfolg
verwirklicht hat, als auch der Ort des für den Scha-
den ursächlichen Geschehens. Die Vorschrift ent-
halte folglich zwei Anknüpfungsvarianten,
den Erfolgs- und den Handlungsort, zwischen
denen der Kläger ein Wahlrecht habe. Der Ort des
ursächlichen Geschehens als erste Anknüpfungs-
variante sei dort, wo die Kartellanten das Kartell
gegründet haben. Denn mit der Gründung des
Kartells werde bereits der Wettbewerb und damit
die Vertragsfreiheit der Abnehmer beschränkt,
was letztlich in den schadensauslösenden Preis-
überhöhungen resultiere. 

Setze sich das Kartell allerdings – wie so oft – aus
einer Vielzahl von Absprachen zusammen, die bei
verschiedenen Treffen und an unterschiedlichen
Orten getroffen worden seien, gäbe es keinen
einheitlichen Gründungsort. Dies führe
aber gerade nicht dazu, dass jeder Schaden belie-
big an jedem dieser Orte, an denen (Teil-) Ab -
sprachen getroffen worden seien, eingeklagt wer-
den könne. In solchen Fällen müsse vielmehr für
jeden Schadensposten gesondert festgestellt wer-
den, durch welche konkrete Einzelabsprache
 dieser (Einzel-) Schaden verursacht worden sei.19

Denn die Entscheidungsbefugnis des Gerichts
 beschränke sich auf solche Schäden, die aufgrund
von Absprachen im eigenen Bezirk entstanden
seien. 

Die zweite Anknüpfungsvariante des Art. 7 Nr. 2
EuGVVO sei der Ort, an dem sich der Schadens -
erfolg verwirklicht hat. Da die kartellbedingten
Schäden in den Mehrkosten lägen, die durch die
kartellbedingten Preisaufschläge verursacht wor-
den sind, befinde sich der Ort des Schadenserfolgs
am Sitz des jeweiligen geschädigten Abnehmers.20

Somit könne ein Geschädigter den gesamten ihm
entstandenen Schaden gebündelt vor dem Ge-
richt am eigenen Sitz einklagen, ohne dass es da-
rauf ankäme, wo die einzelnen Beklagten ihren
Sitz hätten. Da die Klägerin in dem zugrunde -
liegenden Verfahren ausschliesslich aus abgetre -
tenem Recht vorging, stellte der EuGH klar, dass
der Ort des schädigenden Ereignisses unabhängig
von einer etwaigen Abtretung zu bestimmen sei.
Der Schadensort sei vielmehr stets anhand der
Person des ersten Anspruchsinhabers zu be -
stimmen und würde durch einen Austausch des

Anspruchsinhabers im Wege der Abtretung nicht
verlegt.21

Geschädigte können also sämtliche ihnen ent-
standene Schäden aus dem Kartell gemäss Art. 7
Nr. 2 EuGVVO vor dem Gericht am eigenen Sitz
geltend machen. Gemäss der zweiten Anknüp-
fungsvariante des Art. 7 Nr. 2 EuGVVO können
Schäden zudem dort geltend gemacht werden,
wo die konkrete Absprache, die diesen Schaden
verursacht hat, getroffen wurde. 

(d) Zur Wirksamkeit von Gerichtsstandsklauseln
(Art. 25 EuGVVO)22

Die dritte Vorlagefrage hatte die Zulässigkeit von
Schieds- und Gerichtsstandsklauseln, die in Liefer-
verträgen enthalten sind, zum Gegenstand. An-
ders als der Generalanwalt in seinen Schluss -
anträgen hat der EuGH diese Vorlagefrage nicht
vollständig beantwortet, sondern sich nur zu Ge-
richtsstandsklauseln im Sinne des Art. 25 EuGVVO
geäussert. Der EuGH bemängelte, für eine voll-
ständige Beantwortung der Vorlagefrage nicht
über die erforderlichen Informationen zu verfü-
gen.23 Offenbar bezog sich dies auf die in der Vor-
lagefrage erwähnten Schiedsklauseln sowie Ge-
richtsstandsklauseln, die Gerichte aus Drittstaaten
für zuständig erklären und daher nicht Art. 25
EuGVVO unterfallen. 

Die Ausführungen des EuGH beschränkten sich
somit auf die Wirksamkeit von Gerichtsstands-
klauseln, die dem Anwendungsbereich nach
Art. 25 EuGVVO unterfallen. Grundsätzlich – so
der EuGH – seien Kartellschadensersatzansprüche
einer Vereinbarung über den Gerichtsstand zu-
gänglich und für das angerufene Gericht bin-
dend.24 Dies gelte sowohl für Vereinbarungen, die
der Geschädigte geschlossen habe, bevor er von
dem Kartell und den potentiell daraus resultieren-
den Ansprüchen Kenntnis erlangt habe, als auch
für nachträgliche Vereinbarungen in Kenntnis der
Kartellschadensersatzansprüche.25

Im Falle von Gerichtsstandsklauseln, die vor Erlan-
gung der Kenntnis über das Kartell beispielsweise
in Lieferverträgen geschlossen worden seien,
müsse aber im Wege der Auslegung ermittelt wer-
den, ob Kartellschadensersatzansprüche nach
dem Willen der Parteien von dieser Klausel
erfasst sein sollen. Nehme eine solche Klausel
 abstrakt nur auf Streitigkeiten aus dem Liefer -
verhältnis Bezug, sei davon auszugehen, dass
 Ansprüche aus kartellrechtswidrigen Absprachen
nicht erfasst seien. Denn im Zeitpunkt des Ab-
schlusses des Liefervertrags rechne der Geschä-
digte nicht damit, dass sein Vertragspartner an
einer Kartellabsprache beteiligt sei, sodass es für
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ihn überraschend wäre, wenn er bei der Geltend-
machung von Kartellschadensersatzansprüchen
durch eine im Liefervertrag enthaltene Gerichts-
standsklausel verpflichtet würde. Die betreffende
Gerichtsstandsklausel müsse sich daher ausdrück-
lich auch auf Streitigkeiten, die einer Zuwider-
handlung gegen wettbewerbsrechtliche Vor-
schriften entspringen, beziehen.26

(3) Kommentar
Die vom EuGH entschiedenen Fragen zur interna-
tionalen Zuständigkeit betreffen ein Kernelement
von Kartellschadensersatzklagen. Es war schon
vor der hiesigen Entscheidung gängige Praxis,
Schäden gebündelt an einem Gerichtsstand
gegen mehrere Kartellanten geltend zu machen,
um Parallelverfahren in unterschiedlichen Mit-
gliedstaaten zu vermeiden. Mit Blick auf das
 Vorlageverfahren in Luxemburg, das seit April
2013 anhängig war, wurden dementsprechend
mehrere Schadensersatzprozesse, für welche die
vom EuGH entschiedenen Fragen von Bedeutung
waren, ausgesetzt. Diese Zulässigkeitsfragen dürf-
ten nun in weiten Teilen geklärt sein.

Insgesamt ist die Entscheidung des EuGH wenig
überraschend. Es war erwartet worden, dass die
Möglichkeit einer gebündelten Geltendmachung
von Kartellschadensersatzansprüchen bejaht
würde, um Parallelverfahren zu vermeiden und
eine effektive Durchsetzung solcher Ansprüche zu
gewährleisten. Insoweit liegt das Urteil auf einer
Linie mit der Stellungnahme des Generalanwalts
in dessen Schlussanträgen vom 11.12.2014,
wenn auch im Detail – insbesondere im Hinblick
auf die Auslegung des Art. 7 Nr. 1 EuGVVO – Ab-
weichungen bestehen. 

(a) Zum Gerichtsstand des Ankerbeklagten
Nach der Entscheidung des EuGH sind nur noch
wenige Kartellschadensersatzfälle denkbar, in de -
nen der Gerichtsstand des Ankerbeklagten nach
Art. 8 Nr. 1 EuGVVO nicht eröffnet sein wird. In -
soweit enthält das Urteil nur eine Einschränkung:
Die Kommission müsse einen einheitlichen und
fortgesetzten Verstoss festgestellt haben. Dann
sei das Erfordernis der einheitlichen Sach- und
Rechtslage sowie der Vorhersehbarkeit des ge-
meinsamen Ankergerichtsstands erfüllt.27 Da die
Feststellung eines einheitlichen und fortgesetzten
Verstosses in der Kommissionspraxis sehr verbrei-
tet ist, dürfte die Zuständigkeit selten an dieser
Voraussetzung scheitern. 

Neben der Effektivität der privaten Kar-
tellrechtsdurchsetzung, deren Gewährleis-
tung unionsrechtlich geboten ist28 und die der

EuGH dementsprechend an verschiedenen Stellen
seines Urteils betont,29 hatte der Generalanwalt in
den Schlussanträgen zur Begründung der An-
wendbarkeit des Gerichtsstands des Ankerbeklag-
ten zusätzlich die Systematik der europäischen
Kollisionsregelungen herangezogen. Nach Art. 6
Abs. 3 lit. b Rom II-VO können nämlich alle An-
sprüche, die nach dem in Art. 6 Abs. 3 lit. a Rom II-
VO verankerten Auswirkungsprinzip eigentlich
unterschiedlichen Rechtsordnungen unterlägen,
dem Recht am Ort des angerufenen Gerichts un-
terstellt werden, wenn dieses Gericht im Hinblick
auf alle Beklagten zuständig ist. Aus Gründen der
Einheit der Rechtsordnung und wohl auch, um
den Regelungsbereich dieser kollisionsrechtlichen
Konzentrationsregel nicht zu sehr einzuschrän-
ken,30 sei die Anwendung des Art. 8 Nr. 1 EuGVVO
daher – so der Generalanwalt – geboten.31 Dieses
zusätzliche Begründungselement, das nicht die
Zuständigkeit, sondern das anwendbare Recht be-
trifft, wurde vom EuGH nicht aufgegriffen.

Die jeweiligen Konzentrationsvorschriften in pro-
zessualer (Art. 8 Nr. 1 EuGVVO) wie in kollisions-
rechtlicher (Art. 6 Abs. 3 lit. b  Rom II-VO) Hinsicht
können im Zusammenspiel eine erhebliche Er-
leichterung für Kartellschadensersatzkläger schaf-
fen. Dies gilt insbesondere dann, wenn Ansprüche
verschiedener Geschädigter – sei es im Wege der
Abtretung, sei es im Wege der Prozessstandschaft
– gebündelt geltend gemacht werden.32 Denn wo
dem Grundsatz nach getrennte Klagen vor un -
terschiedlichen Gerichten erforderlich wären, die
materiell unterschiedlichen Rechtsordnungen un-
terliegen, können aufgrund der speziellen EU-Re-
gelungen alle Ansprüche konzentriert vor einem
Gericht und – in vielen, aber längst nicht allen Fäl-
len33 – auf der Grundlage nur einer Rechtsordnung
geltend gemacht werden. 

Kartellschadensersatzkläger können somit in den
entsprechenden Fällen taktisch zwischen den Sit-
zen der Kartellanten einen Gerichtsort wählen,
von dem sie meinen, dass er ihnen prozessuale
oder materiell-rechtliche Vorteile bietet. Durch
dieses forum shopping können etwa die Ver-
fahrenskosten,34 die Beweishürden,35 die Erfah-
rung und Spezialisierung der Gerichte, die durch-
schnittliche Dauer solcher Verfahren sowie die
materiellen Anspruchsvoraussetzungen bei der
Wahl des Gerichtsstandorts berücksichtigt wer-
den.

(b) Zu den Folgen des Ausscheidens des einzigen
Ankerbeklagten 
Die Ausführungen des EuGH, wonach es un-
schädlich ist, wenn der Ankerbeklagte aus dem
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Verfahren nachträglich ausscheidet, entsprechen
sowohl dem europäischen als auch dem deut-
schen Prozessverständnis. So hat der EuGH bereits
in seinem Freeport-Urteil für die Prüfung der
 prozessualen Voraussetzungen auf den Zeitpunkt
der Klageerhebung abgestellt.36 Auf diesen Zeit-
punkt stellt auch das deutsche Prozessrecht ab. Ist
das angerufene Gericht im Zeitpunkt der Klage -
erhebung zuständig, entfällt diese Zuständigkeit
grundsätzlich nachträglich nicht mehr (§ 261
Abs. 3 Nr. 2 ZPO).37

Will sich ein Beklagter auf eine unzulässige
Zweckentfremdung des Gerichtsstands des An-
kerbeklagten berufen, sieht er sich infolge der
Entscheidung des EuGH mit hohen Anforderun-
gen an die Darlegungs- und Beweislast konfron-
tiert. Denn nach den Ausführungen des EuGH
sind die Gerichte nicht verpflichtet, einen solchen
Gerichtsstandsmissbrauch von Amts wegen zu
prüfen. Das Gericht müsse vielmehr erst dann eine
nähere Prüfung vornehmen, wenn beweiskräftige
Indizien vorlägen, die eine solche Absicht des
 Klägers nahelegten. Da aber Vergleichsver-
handlungen zwischen dem Kläger und dem
Ankerbeklagten ausserhalb des Wahrnehmungs-
bereichs der anderen Beklagten liegen, werden
diese nur selten Zugang zu den erforderlichen Be-
weismitteln haben. Angesichts der hohen Beweis-
hürden wird abzuwarten sein, ob die nationalen
Gerichte den Kartellanten entgegenkommen wer-
den, indem dem Kläger unter bestimmten Voraus-
setzungen etwa eine sekundäre Darlegungslast
auferlegt wird. Durch die Umsetzung der EU-Kar-
tellschadensersatzrichtlinie38 bis Ende 2016 dürfte
insoweit keine Klärung zu erwarten sein. Denn die
Richtlinie enthält keine ausdrücklichen Regelun-
gen zur Zuständigkeit nationaler Gerichte in Kar-
tellschadensersatzfällen und trifft nur in anderem
Zusammenhang Regelungen zur Beweislast sowie
zu Offenlegungspflichten.39

(c) Zum Gerichtsstand des schädigenden Ereig -
nisses 
Der EuGH hat für den Ausgangsfall neben
Art. 8 Nr. 1 EuGVVO die Anwendbarkeit des Ge-
richtsstands des schädigenden Ereignisses nach
Art. 7 Nr. 2 EuGVVO bejaht. 

Im Hinblick auf die Auslegung des Art. 7 Nr. 2
EuGVVO weicht das Urteil des EuGH massgeblich
von den Schlussanträgen des Generalanwalts ab.
Nach Ansicht des Generalanwalts sollte die Vor-
schrift für Kartellschadensersatzklagen in beiden
Varianten – Erfolgs- und Handlungsort – nicht an-
wendbar sein, wenn der Klage ein Kartell zugrun-
de liegt, das sich aus Absprachen zusammensetzt,

die an einer Vielzahl von Orten getroffen wur-
den.40 Denn in solchen Fällen sei die Zuständigkeit
mehrerer Gerichte eröffnet und damit die Gefahr
von etlichen Parallelverfahren begründet, die nach
dem Zweck der EuGVVO zu vermeiden seien.41

Insbesondere meinte der Generalanwalt, dass der
Erfolgsort nicht so ausgelegt werden dürfe, dass
de facto ein Klägergerichtsstand eingeführt
werde, weil dies der praktischen Wirksamkeit der
Grundregel des Art. 4 Abs. 1 EuGVVO entgegen-
stehe.42

Der EuGH nahm in seinem Urteil die gegenteilige
Sicht ein und führte aus, dass Kartellschadenser-
satzkläger die ihnen entstandenen Schäden stets
am eigenen Sitz als dem Ort, an dem der Scha-
denserfolg eingetreten ist, einklagen könnten.
Diese Anknüpfung an den Erfolgsort erweitert die
Forum-Shopping-Optionen aus Klägersicht,
sofern nur eigene Ansprüche eingeklagt werden.
Sollen allerdings die Ansprüche verschiedener
 Geschädigter über ein Klagevehikel oder im Wege
der Prozessstandschaft geltend gemacht werden,
kann Art. 7 Nr. 2 EuGVVO in der Variante des
 Erfolgsortes regelmässig keinen einheitlichen Ge-
richtsstand herbeiführen. Denn die Schadenser-
satzforderungen wären dann, wie der EuGH
gleichfalls klargestellt hat, am Sitz des jeweils ur-
sprünglichen Geschädigten einzuklagen. In sol-
chen Fällen der Klagebündelung dürfte der Ge-
richtsstand des Erfolgsorts aus Klägersicht daher
weniger attraktiv sein. 

Für die Praxis wäre es hilfreich gewesen, hätte der
EuGH im Rahmen eines obiter dictum die Aus -
legung des Terminus «Erfolgsort» auch für die
Kollisionsregel des Art. 6 Abs. 3 lit. a Rom II-VO
vorgenommen. Nach dieser Regelung, der das
Auswirkungsprinzip zugrunde liegt, unterliegt der
Anspruch dem Recht an dem Ort, an dem sich die
Kartellabsprache ausgewirkt hat.43 Nach ganz
überwiegender Auffassung ist dabei nicht auf die
Auswirkungen des Kartells insgesamt abzustellen,
sondern – wie auch bei Art. 7 Nr. 2 EuGVVO – da-
rauf, wo der konkret geltend gemachte Schaden
entstanden ist.44 Es werden unterschiedliche Auf-
fassungen dazu vertreten, an welchem Ort nach
dieser Regelung der kartellbedingte Schaden –
und damit der Erfolg – eintritt. Eine Ansicht in der
Literatur stellt auf den Sitz des Abnehmers,45 eine
andere auf den Ort der Lieferung46 ab. Diese Frage
wird noch von den Gerichten zu klären sein. 

Die zweite Variante des Art. 7 Nr. 2 EuGVVO, die
an den Ort der schadensauslösenden Absprache
anknüpft, dürfte in der Praxis nur geringe Bedeu-
tung entfalten.47 Zum einen würde diese Anknüp-
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fung nämlich in vielen Fällen zu einer weitgehen-
den Zersplitterung der Verfahren führen,
die Kläger gerade zu vermeiden suchen. Denn
komplexe und mehrjährige Kartelle werden in
aller Regel nicht nur im Rahmen eines einzigen
Treffens begründet, sondern setzen sich vielmehr
aus vielen verschiedenen Einzelabsprachen zu-
sammen, die an unterschiedlichen Orten getrof-
fen wurden.48 Zudem wird der Kläger oftmals
nicht wissen, aus welchen konkreten Einzelab-
sprachen seine Schäden resultieren. Die veröffent-
lichten Bussgeldentscheidungen der Kommission
und der nationalen Kartellbehörden enthalten re-
gelmässig nur wenige Informationen zu den Ab-
sprachen, anhand derer sich nicht feststellen lässt,
welche Lieferverträge von welcher Absprache be-
troffen waren.49 Das gilt umso mehr, wenn der
Kläger Schäden aus langfristigen Lieferbeziehun-
gen geltend macht, die auf verschiedenen Rah-
menverträgen beruhen. Die Einsichtnahme in die
Akten der kartellbehördlichen Untersuchung, um
solche für die Schadensbegründung gegebenen-
falls bedeutsame Informationen (wie z.B. Datum,
Ort und Inhalt einzelner Treffen der Kartellanten)
zu erlangen, ist in der Praxis häufig nur einge-
schränkt möglich.50

(d) Zulässigkeit und Wirkung von Schieds- und
Gerichtsstandsklauseln 
Die Ausführungen des EuGH zur Auslegung von
Gerichtsstandsklauseln in Lieferverträgen zwi-
schen dem Kartellgeschädigten und den Kartel-
lanten weichen ebenfalls von den Schlussanträ-
gen des Generalanwalts ab. 

Der Generalanwalt vertrat hierzu die Ansicht, dass
die Vereinbarung eines Gerichtsstands in Kartell-
schadensersatzfällen zulässig sei, meinte aber,
dass ohne Kenntnis vom Kartell eine solche Klau-
sel nicht rechtsgültig geschlossen werden könne.51

Dies hat der EuGH abweichend beurteilt. Nach sei-
nem Urteil sind nämlich auch Klauseln, die vor
Kenntniserlangung zustande gekommen sind,
bindend, «sofern sich diese Klauseln auf Streitig-
keiten aus Haftung wegen einer Zuwiderhand-
lung gegen das Wettbewerbsrecht beziehen».52

Nähere Leitlinien dazu, wann Kartellschadenser-
satzansprüche wirksam einbezogen wurden, stell-
te der EuGH nicht auf, sondern überantwortete
diese Aufgabe den nationalen Gerichten.53 Somit
bleibt offen, ob etwa die Bezugnahme in einer
Gerichtsstandsklausel auf deliktsrechtliche An-
sprüche bereits ausreichend ist oder ob vielmehr
ausdrücklich Ansprüche aus wettbewerbsrecht -
lichen Verstössen in der Klausel genannt werden
müssen. 

Zu der Wirksamkeit von Schiedsklauseln und von
Gerichtsstandsklauseln, welche die Zuständigkeit
von Gerichten in Drittstaaten vorsehen, hat sich
der EuGH nicht geäussert. Solche Klauseln un -
terfallen nicht dem Anwendungsbereich des
Art. 25 EuGVVO, sodass sich nach Ansicht des Ge-
neralanwalts die Wirksamkeitsgrenzen aus dem
Gebot der effektiven Durchsetzung des
Kartellrechts ergeben. Danach müssten Schieds-
klauseln unangewendet bleiben, die eine Ein-
schränkung des Effektivitätsgebots bewirkten.54

Enthält der Liefervertrag eine Schiedsklausel, wäre
somit zu prüfen, ob die prozessualen Durchset-
zungsmöglichkeiten der praktischen Wirksamkeit
der kartellrechtlichen Vorschriften genügen. Bei-
spiele dazu, wann diese Voraussetzungen nicht
erfüllt sind, hat der Generalanwalt in seinen
Schlussanträgen allerdings nicht genannt. Da sich
der EuGH mit diesen Ausführungen des General-
anwalts nicht auseinandergesetzt hat, besteht in-
soweit noch Klärungsbedarf. Vor dem Hinter-
grund der Schlussanträge des General anwalts ist
aber zu empfehlen, im Einzelfall zu prüfen, ob die
anzuwendenden Schiedsregeln bzw. die zugrun-
de liegende Rechtsordnung den Vorgaben des
 Effektivitätsgebots entsprechen, um Risiken im
Hinblick auf die Zuständigkeit des angerufenen
(Schieds-)Gerichts zu begrenzen. 

Ungeklärt ist nach dem Urteil des EuGH damit
auch, ob auch Gerichtsstandsklauseln ausserhalb
des Anwendungsbereichs von Art. 25 EuGVVO
sowie Schiedsklauseln nach den im Urteil entwi-
ckelten Grundsätzen auszulegen sind. Danach
wären diese nur dann auf Kartellschadensersatz-
ansprüche anwendbar, soweit sie sich auf Streitig-
keiten aus Haftung wegen einer Zuwiderhand-
lung gegen das Wettbewerbsrecht beziehen. Die
gleiche Frage stellt sich für sonstige Vereinbarun-
gen, welche die Anspruchsdurchsetzung regeln,
wie beispielsweise Mediations- oder Eskalations-
klauseln. Eine Einbeziehung von Kartellschadens-
ersatzansprüchen wird in der Literatur etwa dann
erwogen, wenn der Liefervertrag, in dem zugleich
eine Schiedsklausel enthalten ist, zusätzlich eine
pauschalierte Kartellschadensersatzregelung ent-
hält.55 Haben Abnehmer und Lieferant eine derar-
tige Regelung getroffen, hätten sie damit zum
Ausdruck gebracht, mit möglichen Ansprüchen
aus Kartellschadensersatz gerechnet zu haben.56

(e) Schlussbemerkung
Der EuGH hat mit dem vorliegenden Urteil wich -
tige Zuständigkeitsfragen für Klagen auf Kartell-
schadensersatz entschieden und damit weitere
Klarheit im Hinblick auf die Auslegung mehrerer
zuständigkeitsbegründender Vorschriften der
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EuGVVO geschaffen. Gleichwohl bleiben zahl -
reiche praxisrelevante Fragen in diesem Bereich
ungeklärt. Es wird nicht das letzte Mal gewesen
sein, dass dem EuGH Grundsatzfragen zu Kartell -
schadensersatzklagen vorgelegt wurden.57 Dies
gilt erst recht vor dem Hintergrund der noch um-
zusetzenden EU-Richtlinie zu Kartellschadenser-
satzansprüchen, die in einzelnen Umsetzungsfra-
gen kontrovers in den Mitgliedstaaten diskutiert
wird.58

Der Generalanwalt sieht den EU-Gesetzgeber
zudem auch im Hinblick auf die Zuständigkeits -
regelungen in der Pflicht. Seiner Ansicht nach sind
die aktuellen Regelungen der EuGVVO ungeeig-
net, um Kartellschadensersatzfälle sinnvoll zu er-
fassen. Er gibt zu bedenken, dass die Vorschrift
des Art. 7 Nr. 2 EuGVVO negative Feststellungs-
klagen der Kartellanten und dadurch letztlich eine
Zersplitterung der Verfahren begünstige.59 Tat-
sächlich kam es in der bisherigen Praxis häufiger
vor, dass Kartellanten Klagen der Geschädigten
«torpedierten», indem sie in einer Jurisdiktion
mit erfahrungsgemäss längerer Verfahrensdauer60

negative Feststellungsklagen erhoben (sogenann-
te Torpedoklagen). Die Anhängigkeit einer sol-
chen Klage hat nämlich wegen Art. 29 EuGVVO
zur Folge, dass eine vom Geschädigten zeitlich
später erhobene Schadensersatzklage ausgesetzt
werden muss, bis sich das «Torpedogericht» für
unzuständig erklärt hat (Art. 29 Abs. 1 EuGVVO).
Ist wegen Art. 7 Nr. 2 EuGVVO das Torpedogericht
tatsächlich zuständig, ist die später erhobene
Schadensersatzklage grundsätzlich als unzulässig
abzuweisen (Art. 29 Abs. 3 EuGVVO). 

Der Generalanwalt regte daher in seinen Schluss-
anträgen an, dass der EU-Gesetzgeber – wie es 
in Art. 6 Abs. 3 Rom II-VO bereits für das Kolli -
sionsrecht geschehen ist – eine spezielle Zu -
ständigkeitsregel für Kartellschadensersatzklagen
schafft.61 Er schlug insbesondere vor, eine negative
Feststellungsklage im Hinblick auf Kartelle, die
durch bindende Entscheidung der Kommission
festgestellt wurden, gesetzlich auszuschliessen.62

Zu diesem rechtspolitischen Appell hat sich der
EuGH nicht geäussert. 

Es wird abzuwarten sein, ob der Gesetzgeber die-
sen Hinweis aufgreift. Da die europäischen Zu-
ständigkeitsregelungen erst zum 10.01.2015 mit
Inkrafttreten der Brüssel-Ia-VO geändert wurden,
dürfte eine solche speziell auf Kartellschadenser-
satzklagen zugeschnittene Regelung allerdings
nicht in naher Zukunft zu erwarten sein. 

(4) English Summary
On 21 May 2015, the European Court of Justice
(«ECJ») rendered its long-awaited judgment on

the international jurisdiction of EU courts for
 cartel damages claims. Three questions on the
construction of Articles 8(1), 7 (2), and 25 of the
Brussels I Regulation were referred to the ECJ by
the Regional Court of Dortmund, Germany where
an action for cartel damages in connection with
the hydrogen peroxide cartel is pending. The
claims in these proceedings were brought by
 Cartel Damage Claims (CDC) Hydrogen Peroxide
SA («CDC»), a Belgian claims vehicle, which had
obtained potential claims by way of assignment
from 32 companies in exchange for a success fee.
The action was originally directed against six ad-
dressees of the European Commission’s fining
 decision. However, only one of these defendants
was situated in Germany. At an early stage of the
court proceedings a settlement was made with
this so-called «anchor defendant» so that the
 action in relation to this defendant was with-
drawn. Against this background the Regional
Court of Dortmund asked the ECJ to decide
whether it still had jurisdiction for the action
which is now only directed against defendants
 situated in other EU countries than Germany. 

The ECJ held that Article 8(1) of the Brussels I
 Regulation is applicable in cases where the cartel
authority found that the cartel members engaged
in a single and continuous infringement of an-
titrust law. According to the ECJ, separate legal
proceedings at the seat of each cartel member
would entail the risk of irreconcilable judgments.
As a consequence, claimants may bring their
 entire claims against all cartel members in a court
where at least one of the cartel members (i.e. the
anchor defendant) has its legal seat. Furthermore,
a court does not generally lose its jurisdiction over
an action if the only anchor defendant withdraws
from the proceedings. This is only the case if the
defendants establish sufficient evidence that the
claimant delayed the execution of a settlement
with the anchor defendant with the intention to
secure the jurisdiction of the anchor defendant’s
home court. 

In addition, the ECJ gave important guidance on
the scope of Article 7(2) of the Brussels I Regula-
tion in follow-on claims. The ECJ held that that
provision allows claimants to bring claims for
damages before their home court regardless of
where the cartel members are situated. For
claimants who only pursue their own claims – as
opposed to claimant vehicles such as CDC which
only pursue assigned claims – this establishes an
additional forum. 

Lastly, the ECJ provided guidance as to the con-
struction of choice of jurisdiction clauses for
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 venues within the EU. If a jurisdiction clause is
 concluded before the claimant has obtained
knowledge of the infringement of competition
law (e.g. in supply contracts with the cartel mem-
ber), the clause is applicable to cartel damages
claims against the cartel member only if it refers to
disputes concerning liability incurred as a result of
an infringement of competition law. Whether this
is the case is to be interpreted by the national
courts under the applicable national law. 

The ECJ’s judgment clarified jurisdictional issues
which are of relevance in a number of pending
cases before national courts and which had been
of heated discussion amongst scholars. However,
some important questions for the jurisdiction 
over follow-on claims still remain open. This is
 especially true as to the impact on arbitration
clauses and choice of jurisdiction clauses which
refer follow-on disputes to courts of non-Member
States. Some of those questions had been
 addressed in the Advocate General’s opinion but
not been decided by the ECJ because the referring
court did not provide sufficient information on
these topics.
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56 Steinle/Wilske/Eckardt, SchiedsVZ 2015, 165 (169).
57 So etwa die Auslegung der kollisionsrechtlichen Regelung

des Art. 6 Abs. 3 Rom II-VO. 
58 Vgl. zur Diskussion in Deutschland etwa Beninca, WuW

2015, 580; Kühne/Woitz, DB 2015, 1028; Pohlmann, wrp
2015, 546; Roth, GWR 2015, 73; Willems, wrp 2015, 818.

59 Schlussanträge, Rn. 51.
60 Eine besondere Beliebtheit hat hierbei in der Vergangenheit

– auch in anderen Rechtsgebieten – Italien erfahren, daher
auch der verbreitete Topos des «Italian torpedo».

61 Schlussanträge, Rn. 10.
62 Schlussanträge, Rn. 51.
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«Can you have your cake and eat it? This question
springs to mind in the present case in which the referring
court would like to know whether existing customers of
a principal can, for the purpose of a provision in EU
secondary law, under certain circumstances be regarded
as «new customers».

Advocate General Szpunar in his Opinion of 10
September 2015 C-315/14 Marchon Germany
GmbH, point 1
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